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ENERGIEMARKT – AKTEURE

Finanzierung als Bürde für die Umsetzung von  
Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften – Status Quo  
und Handlungsbedarf für die Energiepolitik 
Lucas Schwarz, Maria Rosaria Di Nucci und Michael Krug 
  
Mit der überarbeiteten Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED II) wurden erstmals Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften 
(REC) in den europäischen Politikrahmen aufgenommen, der die Mitgliedstaaten verpflichtet, einen Förder- und Regulie-
rungsrahmen für solche Akteure zu schaffen. Die Entwicklungsvoraussetzungen sind in den einzelnen EU-Ländern sehr 
unterschiedlich. Obwohl einige Länder wie z. B. Deutschland über langjährige Erfahrungen mit der Unterstützung von 
Energiegemeinschaften, insbesondere Energiegenossenschaften (EG), verfügen, gibt es einige Defizite, die beseitigt werden 
müssen. Vor allem stoßen EG auf verschiedenste Hemmnisse bei der Umsetzung neuer Projekte.      

Erneuerbare Energie (EE)-Projekte in lokaler 
Bürgerhand werden im Allgemeinen als ak-
zeptanzfördernd für die Umsetzung der Ener-
giewende angesehen. Vor allem EG sind dabei 
stark von projektexternen Faktoren, wie z.B. 
gesetzlichen Vorgaben durch das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG) abhängig. In den 
Jahren von 2006 bis 2013 entwickelte sich die 
Umsetzung von EE-Projekten durch EG dyna-
misch, dies wurde u.a. durch garantierte Ein-
speisevergütungen unterstützt. 

Ende 2020 gab es 896 EG in Deutschland, 
jedoch fanden 2020 nur 13 Neugründungen 
statt. Im Vergleich wurden 2011 über 167 
EG gegründet, der Trend geht also stark zu-
rück [1]. Dies hängt maßgeblich mit den 
anhaltenden Novellierungen des EEG und 
dem Umstieg auf das Ausschreibungsmo-
dell 2017 zusammen (siehe Abb.). Durch die 
dynamische Veränderung des EEG nahmen 
jedoch auch Unsicherheiten in Bezug auf 
die Investitionsrentabilität für die Realisie-
rung neuer EE-Projekte zu. Dies gilt maß-
geblich für EG, betrifft aber auch andere 
Rechts- und Organisationsformen, die häu-
fig bei Bürgerenergieprojekten Anwendung 
finden, so z.B. bei Gesellschaften mit be-

schränkter Haftung & Compagnie Komman-
ditgesellschaft (GmbH & Co. KG) [2]. 

Europäischer Regulierungs- 
rahmen für Erneuerbare- 
Energie-Gemeinschaften

RED II enthält einen Förder- und Regulie-
rungsrahmen für REC, der von den Mit-
gliedstaaten bis 30. Juni 2021 in nationales 
Recht umzusetzen war [4]. Dabei wird in 
Art. 2,16 die Erneuerbare-Energie-Gemein-
schaft (REC) als Rechtsperson beschrieben, 
die sich aus natürlichen Personen, lokalen 
Behörden (einschließlich Gemeinden) und 
klein- bis mittelständischen Unternehmen 
zusammensetzen kann, die Projekte im Be-
reich erneuerbarer Energien betreiben. Deren 
vorrangiges Ziel besteht nicht im finanziellen 

Gewinn, sondern darin, ihren Mitgliedern 
oder den Gebieten vor Ort, in denen die Ge-
meinschaft tätig ist, ökologische, wirtschaft-
liche oder sozialgemeinschaftliche Vorteile 
zu bringen. 

Umfangreiche Rechte, aber auch Pflichten von 
REC werden in Art. 22 der RED II formuliert. 
So dürfen REC erneuerbare Energie produ-
zieren, verbrauchen, speichern und verkau-
fen. Ferner sind sie berechtigt, die Energie, 
die durch ihre Anlagen produziert wurde, 
innerhalb ihrer Gemeinschaft zu nutzen (sog. 
Energy Sharing). Zu den Rechten von REC  
gehört auch der diskriminierungsfreie Zugang 
zu allen geeigneten Energiemärkten. Die Mit-
gliedstaaten sollen bestehende Hindernisse 
und das Entwicklungspotenzial von REC in 
ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet bewerten. 

Der Markteinstieg für Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften gestaltet sich trotz einer Vielzahl an Förder- 
und Organisationsmöglichkeiten aufwändig  Bild: M. R. Di Nucci

Überblick

Der Beitrag erläutert die Hemmnisse bei 
der Finanzierung von REC und diskutiert, 
warum es eine konsequente und vollstän-
dige Transposition der RED II in deutsches 
Recht braucht, um die Energiewende auf 
der lokalen Ebene voranzubringen.
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Außerdem sollen sie einen Regulierungs-
rahmen (enabling framework) schaffen, der 
es ermöglicht, die Entwicklung von REC zu 
unterstützen und voranzubringen. Elemente 
des Regulierungsrahmens werden in Art. 
22,4 spezifiziert. Beispielsweise sollen un-
gerechtfertigte rechtliche und verwaltungs-
technische Hindernisse für REC beseitigt 
werden. Des Weiteren sollen Instrumente 
zur Verfügung gestellt werden, die den Zu-
gang zu Finanzmitteln und Informationen 
erleichtern sollen. Gleichzeitig sollen REC 
aber auch offen für alle Verbraucher inkl. 
einkommensschwacher oder bedürftiger 
Haushalte sein, was Implikationen für die 
Bekämpfung der sog. Energiearmut (energy 
poverty) hat.

Auch das sog. Energy Sharing, also die  
gemeinsame Nutzung der erzeugten Energie 
innerhalb einer REC, spielt in der RED II eine 
wichtige Rolle. Mit Energy Sharing wird ein 

neuer Marktrahmen geschaffen, mit dem die 
Mitglieder bzw. Anteilseigner von REC ihren 
gemeinschaftlich erzeugten Strom unter be-
stimmten Voraussetzungen über das regio-
nale Verteilnetz vergünstigt nutzen können 
[5]. Es kann ferner dazu beitragen, die Netze 
zu entlasten, sowie identitätsstiftend und  
akzeptanzfördernd wirken. Somit sollen 
neue Handlungsfelder für REC erschlossen 
werden, die mit möglichst geringen Hürden 
verbunden sind. Vor allem die Definition von 
REC in Art. 2,16 spielt darauf an, dass durch 
lokale Nähe das Teilen von Energie ermög-
licht werden soll. Im Sinne der Richtlinie  
sollen die Mitgliedstaaten mögliche Barrie-
ren ausräumen.

Die Anforderungen von Art. 22 der RED II 
wurden bisher noch nicht angemessen in 
deutsches Recht umgesetzt [6]. Nichtsdesto-
trotz dürften auch ohne die explizite Trans-
position der Richtlinie bereits viele beste-

hende Energiegemeinschaften implizit den 
rechtlichen Kriterien der Art. 2 und 22 der 
RED II komplett oder weitgehend entspre-
chen. Dies gilt insbesondere für lokal ver-
ankerte EG und in speziellen Fällen auch 
für Bürgerenergieprojekte, die in einer an-
deren Rechtsform, bspw. als GmbH & Co. 
KG organisiert sind. 

Dennoch steht die vollständige Transpositi-
on wichtiger Bestimmungen der RED II für 
REC noch aus. Insbesondere die Einführung 
einer EU-konformen Legaldefinition ist Vor-
aussetzung für die Etablierung eines effekti-
ven Förder- und Regulierungsrahmens, den 
Abbau von bürokratischen und finanziellen 
Hürden im deutschen Energiesystem und 
für die Schaffung von Planungssicherheit. 
Die Hemmnisse für Energy Sharing sollten 
beseitigt und der Stellenwert von Energiege-
meinschaften im Energiesystem angemes-
sen berücksichtigt werden.

Finanzielle Erfordernisse und 
Barrieren
Die Abbildung zeigt die stark rückläufige 
Entwicklung von Neugründungen von EG 
in Deutschland. Dennoch befindet sich das 
bürgerliche Engagement im Rahmen der 
Energiewende auf einem hohen Niveau. 
2016 existierten ca. 1.700 Bürgerenergiein-
itiativen, von denen ca. die Hälfte EG waren 
[7]. Trotz der hohen Präsenz von genossen-
schaftlichen und anderen kollektiven Ak-
teuren im Energiesystem und der Pflicht 
zur Umsetzung der RED II in nationales 
Recht, fehlt in Deutschland weiterhin eine 
EU-konforme Legaldefinition von REC, die 
den Anforderungen der RED II vollumfäng-
lich entspräche. Der bereits 2017 in das 
EEG eingeführte Begriff der „Bürgerener-
giegesellschaft“ erfüllt die Anforderungen 
nur in Teilen und sollte dringend angepasst 
werden. Eine EU-konforme Definition könnte 
somit für rechtliche Klarheit und Planungs-
sicherheit sorgen. Ein Grund für das rück-
läufige Engagement von EG ist die fehlende, 
langfristige Planungssicherheit und die da-
raus resultierenden finanziellen Unsicher-
heiten.

Die Umsetzung von Energy Sharing ist ein 
wesentliches aber gleichzeitig kritisches Ele-
ment der neuen Energiearchitektur im Sinne 
der RED II. Bürgerenergieakteuren ist es bis-
lang nicht möglich, Energy Sharing zu be-

Neugründungen von Energiegenossenschaften und EEG-Novellen, nach [1, 3]
 

Abb. 

Das Projekt COME RES 

Das von der Freien Universität Berlin koordinierte Horizont 2020-Projekt COME RES hat das Ziel, 
die Verbreitung von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften (REC) in neun EU-Ländern zu erleich-
tern und die Umsetzung eines Regulierungsrahmens für REC zu unterstützen. Das Projekt soll 
Lernprozesse und einen Austausch zwischen Regionen mit fortgeschrittener Entwicklung von 
REC und Regionen mit Ausbaupotenzial für die Entwicklung von REC initiieren. In Deutschland 
liegt der thematische Schwerpunkt bei der Windenergie (an Land) und integrierten Ansätzen (z.B. 
Mikronetze, virtuelle Kraftwerke). Den regionalen Fokus bilden Thüringen als Zielregion und 
Schleswig-Holstein als Pionierland der Bürgerwindkraft und Modellregion.
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treiben, ohne dabei den üblichen Pflichten 
und Abgaben eines Energieversorgers zu 
unterliegen. Insofern eine Energiegemein-
schaft Energy Sharing betreiben möchte, 
fallen grundsätzlich die üblichen Abgaben, 
Gebühren, Umlagen und Entgelte an, wie 
z.B. Netzentgelte [6]. Dies stellt REC jedoch 
vor existenzielle Herausforderungen. Ange-
messene Reduktionen bestimmter Strom-
nebenkosten und Netzentgelte sind daher 
notwendig, um einen wirtschaftlich rentab-
len Betrieb zu gewährleisten. Bürgerenergie-
initiativen bedürfen der Möglichkeit, finan-
zielle Reserven aufzubauen, auch für den 
Fall, dass unplanmäßige Reparatur- und In-
standsetzungsarbeiten anfallen. Ein gleich-
zeitiger Aufbau von finanziellen Rücklagen 
und die Deckung von organisatorischen Kos-
ten sowie Netzgebühren ist für kleine REC 
i.d.R. ausgeschlossen. Grund dafür sind die 
geringen Erträge aus dem laufenden Betrieb.

Darüber hinaus erhöht sich neben den finan-
ziellen Hürden auch der bürokratische Auf-
wand, insofern Energy Sharing betrieben 
wird. Dabei müssen sich REC an eine Viel-
zahl von Auflagen und Vorgaben halten, so 
z.B. das Energiewirtschaftsgesetz (EnWG), 
die Marktstammdatenregisterverordnung 
(MaStRV) oder die Stromsteuer-Durchfüh-
rungsverordnung (StromStV) [6]. Die hohen 
bürokratischen Hindernisse stehen dabei in 
einem deutlichen Missverhältnis zum finan-
ziellen Gewinn [8]. Dennoch wurden bereits 
Vereinfachungen vorgenommen – wenn auch 
nicht explizit um Energy Sharing zu ermögli-
chen – und bürokratische Hürden beseitigt: 
So wurden die Anforderungen aus dem Kapi-
talanlagengesetzbuch (KAGB) für EG aus-
gesetzt [9] und Privilegien im Rahmen des 
Vermögensanlagengesetzes (VermAnlG) er-
möglicht [10]. Diese Bemühungen bedürfen 
einer konsequenten Fortsetzung im Rahmen 
der RED II-Transposition.

Viele REC in Deutschland sind stark abhän-
gig von freiwilliger bzw. ehrenamtlicher  
Arbeit [11]. Ressourcen wie z.B. Zeit, Förder-
mittel und Expertise fehlen. Kosten für ex-
terne Expertise oder institutionelle Ausga-
ben können daher eine Barriere für die 
Umsetzung von REC-Projekten bedeuten. 
Auch eine Professionalisierung von freiwil-
ligen Arbeitskräften gestaltet sich bedingt 
durch die jährlichen Erträge schwierig [11]. 
Neben den weiteren strukturellen Hemm-

nissen höherer Transaktionskosten für kol-
lektive Entscheidungsfindung, Verwaltung 
und Koordination einer großen Zahl von Mit-
gliedern bzw. Anteilseignern, zunehmend 
komplexe und aufwändige Planungs- und 
Genehmigungsverfahren, geringere Skalen-
effekte und begrenzte Möglichkeiten der Pro-
jektfinanzierung, kleinen Projektportfolios, 
schwache Kapitalbasis und begrenzten Mög-
lichkeiten zur Risikostreuung kommt ein  
hoher Aufwand bzgl. der Projektrealisierung 
aufgrund des seit 2017 implementierten Aus-
schreibungsverfahrens hinzu [12]. Während 
es hierbei Freigrenzen gibt, die vor allem für 
Biogasanlagen (<150 kWh), PV-Freiflächen-
anlagen (<750 kWp) und PV-Dachflächenan-
lagen (gänzlich ausgenommen) gelten, ge-
staltet sich dies vor allem für REC, die 
Windkraftanlagen (Freigrenze <750 kWh) 
realisieren wollen, zu einer schwer über-
windbaren Barriere [13]. 

Durch diese strukturellen – im EEG festge-
legten – Schwächen werden tendenziell pro-
fessionelle Projektentwickler, institutionel-
le Investoren und Energieunternehmen 
begünstigt. Diese Herausforderung können 
auch anderweitige Vorteile für Bürgerener-
giegesellschaften wie Einheitspreisverfah-
ren und geringe Sicherheitskautionen im 
Bereich der Windenergie nicht ausgleichen; 
dies zeigt der Anteil an erfolgreichen Gebo-
ten mit Zuschlag: Der Anteil an Bürgerener-
gieprojekten in diesem Segment, die einen 
Zuschlag erhielten, reduzierte sich von  
13,9 % im Jahr 2018 auf 4,3 % im Jahr 2020 
[14]. Ausnahmen vom oder Korrekturen am 
Ausschreibungsmodell können somit als 
wichtige Stellschraube angesehen werden, 
um Bürgerenergieprojekte in Zukunft voran-
zubringen. Ohne flankierende Maßnahmen 
wie bspw. die Bereitstellung von Risikokapi-
tal oder eigene Bietersegmente für Bürger-
energieprojekte wie bspw. in Irland dürfte 
der Markteintritt weiterer Bürgerenergieak-
teure im Rahmen des Ausschreibungssys-
tems ohne Unterstützung durch professio-
nelle Projektentwickler schwierig bleiben.

Finanzierungsmodelle  
bestehender REC

Um die beschriebenen Schwierigkeiten bei 
der Finanzierung neuer REC meistern zu 
können, haben Initiatoren in Deutschland 
verschiedene rechtliche Organisations- und 

Finanzierungsinstrumente zur Auswahl, 
die es auf unterschiedliche Art und Weise 
ermöglichen, das individuelle finanzielle 
Risiko zu minimieren [15].

Für Bürgerenergieprojekte kommen in der  
Regel Projektfinanzierungen in Frage. Bürger-
windparks werden häufig in der Rechtsform 
einer GmbH & Co. KG realisiert. Aufgrund des 
relativ hohen Investitionsbedarfs sind die 
Möglichkeiten einer reinen Eigenkapitalfi-
nanzierung bspw. im Vergleich zu PV-Dachan-
lagen eher begrenzt. Für die Fremdfinanzie-
rung kommen üblicherweise Darlehen der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau, der Landwirt-
schaftlichen Rentenbank oder von privaten 
Banken, inkl. Volks- und Raiffeisenbanken, 
Sparkassen oder Sozial- und Umweltbanken in 
Betracht. Es ist allerdings fraglich, ob Energie-
gemeinschaften mit dieser Rechtsform die Kri-
terien der RED II erfüllen. Grund dafür ist vor 
allem das primäre Investmentmotiv. Der Grad 
der Mitentscheidung der einzelnen Bürger ist 
üblicherweise durch die finanzielle Einlage 
und die Ausgestaltung des Gesellschaftsver-
trags determiniert, womit einzelnen Bürgern 
nur eine begrenzte Rolle zur Gestaltung zuge-
schrieben werden kann [16]. Darüber hinaus 
besteht bspw. die Möglichkeit, eine Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts (GbR) oder eine 
Mezzanine-Finanzierung (Mischform aus 
Eigen- und Fremdkapital) zu wählen. Diese 
Optionen sind jedoch seltener, da sie nicht 
speziell auf EE-Projekte maßgeschneidert 
sind und die Demokratisierung der jeweili-
gen Projekte nicht sicherstellen [2, 17]. Basie-
rend auf der gewählten Rechtsform variiert 
die Höhe der Erträge [18]. 

EG dürfte diejenige Rechtsform in Deutsch-
land sein, die die Kriterien einer REC im Sinne 
der RED II am ehesten erfüllen. Hauptsächlich 
die fehlende lokale Verankerung und die feh-
lende Möglichkeit einer barrierefreien Um-
setzung von Energy Sharing unterscheiden 
EG von den europäischen Vorstellungen von 
REC. EG bestanden 2020 zu 95 % aus Privat-
personen. Dadurch haben EG seit 2006 bereits 
3,2 Mrd. € in die lokale Umsetzung der Ener-
giewende investiert. Dabei sind 80 % der EG im 
Geschäftsfeld von Photovoltaikanlagen, 36 % 
im Bereich der Stromlieferung und 30 % im 
Bereich der Windenergie tätig [1]. Unabhängig 
von der Anlagenart wird die Finanzierung 
über öffentliche und private Mittel geleistet, 
bspw. durch Anwohner vor Ort und in der  
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Region, Gemeinden oder KMU. Mitglieder-
beiträge und Gesellschafteranteile nehmen 
dabei neben Anreizen, Zuschüssen, und 
Förderkrediten (z.B. KfW-Kredite) eine 
wichtige Rolle ein [19]. Die Förderung von 
EE-Projekten erfolgt in den meisten Fällen 
durch eine Marktprämie, deren Höhe seit 
2017 grundsätzlich über wettbewerblich orga-
nisierte Ausschreibungen ermittelt wird 
[19] (siehe Tab.).

Neben diesen klassischen – wenn auch ver-
waltungstechnisch aufwändigen – Förder-

instrumenten, werden zunehmend neuartige 
Finanzierungsmöglichkeiten genutzt. Vor 
allem der Bürgerenergiefonds in Schleswig-
Holstein zählt hier zu den innovativeren 
und bürokratisch weniger aufwändigeren 
Instrumenten. Die Bundesregierung prüft 
laut Koalitionsvertrag den Einsatz eines 
solchen Instruments zur Risikoabsicherung 
auf Bundesebene. Durch die De-Minimis-Re-
gelung und eine Fördersumme von 200.000 € 
können die Risiken im Ausschreibungsver-
fahren, v.a. für Windenergieprojekte, redu-
ziert werden [24]. 

Auch Crowdfunding stellt eine niedrig-
schwellige Möglichkeit dar, die initiale  
Finanzierung von REC zu bewerkstelligen. 
Unterschieden werden kann in Crowdfun-
ding und Crowdinvesting. Während beim 
Crowdfunding lediglich die Finanzierung 
vordergründig ist, stehen beim Crowdinves-
ting die langfristige Investition und Erträge 
im Mittelpunkt [25]. Unterschiedliche Stu-
dien prognostizieren ein wachsendes Poten-
tial für Crowdinvesting von REC in Deutsch-
land [26]. Bundesweit existieren mehrere 
Plattformen, bspw. „LeihDeinerUmweltGeld“ 
oder „GreenVesting“, die bereits Energiepro-
jekte realisiert haben, die annähernd als 
REC gelten können. So wurde bspw. in Tren-
newurth (Schleswig-Holstein) eine Wind-
kraftanlage realisiert. Als Rechtsform wur-
de eine GmbH & Co. KG gewählt, wodurch 
der Investitionsraum nicht auf lokale Bürger 
beschränkt war [27]. Investitionskriterien 
(z.B. die räumliche Nähe, minimale/maxi-
male Einlage, etc.) können bei Crowdinves-
ting-Projekten jedoch frei gewählt werden, 
wodurch deren Eignung als REC gewährt 
bleibt. Im Vergleich zu den etablierten EG 
nehmen Crowdinvesting-REC jedoch eine 
Nischenposition ein.

Handlungsbedarf – voll- 
ständige Transposition der  
RED II in nationales Recht

Der Markteinstieg für Erneuerbare-Energie-
Gemeinschaften gestaltet sich trotz einer 
Vielzahl an Förder- und Organisationsmög-
lichkeiten aufwändig. Die RED II verpflichtet 
die Mitgliedstaaten, gerade diese Hürden zu 
bewerten und abzubauen sowie einen förder-
lichen Rahmen zu schaffen, um dem lokalen 
Ausbau demokratischer, erneuerbarer Ener-
gieprojekte eine neue Dynamik zu verleihen. 
Während in Ländern wie Belgien, Italien, 
Niederlande, Portugal oder Spanien die 
Umsetzung der RED II in nationales Recht 
bereits vorangeschritten ist, hat Deutsch-
land die Vorgaben bisher nur unzureichend 
umgesetzt [28].

Da EG sich durch ihre niedrigen Einstiegs-
barrieren auszeichnen, fordert die RED II 
eine Kontrolle durch Beteiligte in räumlicher 
Nähe einer REC. Das BBEn schlägt dazu  
einen Radius von 25 km um den Anlagen-
standort vor [5]. 

Finanzierungsmöglichkeit Beschreibung

Zinsgünstige Darlehen  
der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW)

Bspw. Erneuerbare Energien – Standard [20]

–  Errichtung, Erweiterung und Erwerb von Anlagen zur Nutzung  
   erneuerbarer Energien im Strom- und Wärme-/Kältebereich  
   einschließlich der zugehörigen Kosten für Planung, Projektierung  
   und Installation (auch Energiespeicher) für private und öffentliche  
   Akteure

–  Wärme-/Kältenetze und Wärme-/Kältespeicher, die aus erneuer- 
   baren Energien gespeist werden

–  Flexibilisierung von Stromnachfrage und -angebot, Digitalisie- 
   rung der Energiewende, Power to X, etc.

–  Fördermöglichkeit u.a. für private und öffentliche Unternehmen,  
   Privatpersonen, Energiegenossenschaften, Stiftungen, Vereine,    
   etc. 

Zinsgünstige Darlehen  
und Förderzuschüsse  
der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank

Bspw. Förderprogramm Energie vom Land [21]

–  Investitionen in die Erzeugung, Speicherung und Verteilung  
   erneuerbarer Energien. Fokus: energetische Verwertung von  
   nachwachsenden Rohstoffen oder Wirtschaftsdüngern aus der  
   Land- und Forstwirtschaft

–  Ergänzende Fördermöglichkeiten u.a. für Bürgerwindparks,  
   Windenergieanlagen von Bürgerenergiegesellschaften im Sinne  
   des EEG 2017

Bundesweite Förder- 
programme, Fonds

Bspw. Marktanreizprogramm

–  Hauptsächlich für erneuerbare Wärmeprojekte [19]

Kredite und Zuschüsse 
durch die Bundesländer 
(Beispiele aus der  
COME RES Ziel- und 
Modellregion)

Thüringen

–  Bspw. Thüringer Aufbaubank, Solar Invest [22]: Förderung von  
   Beratungsleistungen und Investitionen im Bereich Mieterstrom  
   und Mieterwärme, Beratungsleistungen für Bürgerenergiegesell- 
   schaften zu Ausschreibungen nach EEG, Maßnahmen zur Öffent- 
   lichkeitsarbeit

Schleswig-Holstein

–  Bürgerenergiefonds; eine neue Fördermöglichkeit seit 2018, stellt  
   Risikokapital für Bürgerenergieprojekte zur Verfügung. Die  
   Finanzierung erfolgt dabei im Vorhinein für die kostenintensive  
   Startphase als Zuwendung in Höhe von bis zu 200.000 €, Rück- 
   zahlung bei Eintritt der Gesamtprojektfinanzierung. Wird das  
   Projekt nicht realisiert, kann bei entsprechender Begründung auf  
   eine Rückzahlung verzichtet werden [23]

Übersicht über ausgewählte Förder- und Kreditmöglichkeiten für REC in Deutschland
 

Tab. 
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Ein solcher Radius würde es laut BBEn er-
leichtern, das nötige Eigenkapital für EE-
Anlagen zu generieren. Die räumliche Nähe 
stelle sonst vor allem finanzschwächere 
Räume vor große Herausforderungen, da 
diese größere Einzugskreise für Investitio-
nen benötigen, um Anlagen finanzieren zu 
können. Eine weitreichendere Transposition 
der RED II in nationales Recht könne hier 
ebenfalls Abhilfe schaffen, indem REC wei-
terhin Privilegien zugestanden bekämen 
oder von bestimmten Abgaben und Umlagen 
befreit würden. Vor allem im Hinblick auf 
die Einhaltung der Klimaschutzziele scheint 
dies ein notwendiger Schritt zu sein. Auch 
hier macht das BBEn den Vorschlag, REC 
bspw. von der KWK-Umlage und der Ab-
schaltbare-Lasten-Umlage zu befreien [5]. 

Da die neue Bundesregierung die Bedeutung 
der Bürgerenergie anerkannt habe bedürfe es 
einer politischen Stärkung von Modellen zum 
Energy Sharing [29]. Dies ist laut Koalitions-
vertrag auch geplant. Auch wenn die RED II 
vorsieht, dass das vorrangige Ziel der REC 
nicht im finanziellen Gewinn liegen darf, ist 
es dennoch notwendig, diese elementare Ar-
beitsgrundlage zu fördern, indem die Möglich-
keit zum Aufbau einer soliden finanziellen 
Rücklage gewährleistet wird [30]. So beschrei-
ben Fischer et al., dass in Deutschland weni-
ger die mangelnde Investitionsbereitschaft 
das Problem für den Rückgang von neuen 
REC ist, als vielmehr die begrenzten Möglich-
keiten, sich finanziell zu engagieren [31]. 

Auch hier kommen wieder räumliche Dispa-
ritäten zum Tragen, so z.B. die ungleichen 
Möglichkeiten von ostdeutschen im Vergleich 
zu westdeutschen Kommunen, die Finanzie-
rung einer REC kleinräumig zu bewerkstel-
ligen. Diese Faktoren müssen Eingang in 
die Bewertung der Hindernisse der Bundes-
regierung finden, wenn die Transposition 
der RED II in nationales Recht zufrieden-
stellend gelingen soll. Ein schneller Weg, um 
diese Hindernisse signifikant zu reduzieren, 
wäre es, im Sinne der neuen europäischen 
Leitlinien für staatliche Klima-, Umwelt-
schutz und Energiebeihilfen (CEEAG), REC-
Projekte bis 6 MW bzw. 18 MW bei Wind-
energieprojekten von Ausschreibungen aus- 
zunehmen [32]. 

Die neue Bundesregierung hat dazu im  
Koalitionsvertrag angekündigt, dass „im  

Rahmen des europarechtlich Möglichen die  
Rahmenbedingungen für die Bürgerenergie 
verbessert werden und die De-minimis-Rege-
lungen ausgeschöpft werden“. Eine verbind-
liche Festlegung bleibt hierbei abzuwarten, 
da zunächst eine europarechtskonforme  
Definition von REC vorgelegt werden muss. 
Der BWE schlägt hierzu vor, dass der lokale 
Gesellschafterkreis >70 % des Eigenkapitals 
und der Stimmen der Bürgerenergiegesell-
schaft halten muss, sowie eine Mindestbe-
teiligung von 50 natürlichen Personen, die 
ein Angebot für einen Einstiegsbetrag von 
1.000 € je Anteil erhalten [33]. Diese Ände-
rungen können im Rahmen des geplanten 
Oster- und Sommerpakets der Bundesregie-
rung kurzfristig geeignete Rahmenbedin-
gungen schaffen. Auch das von Wirtschafts-
minister Habeck geplante Solarbeschleu- 
nigungspaket beinhaltet dabei ein großes 
Potenzial für neue REC, v.a. in Verbindung 
mit Mieterstrom [34].

Insofern die Umsetzung der RED II in natio-
nales Recht gelingen und die Entwicklung 
lokal agierender REC in Deutschland eine 
neue Dynamik entfalten soll, bedarf es  
einiger grundlegender Veränderungen, die 
die Finanzierbarkeit von EE-Anlagen in 
Deutschland vereinfachen. Neben dem Ab-
bau von bürokratischen Hemmnissen, ins-
besondere im Bereich der Planungs- und 
Genehmigungsverfahren und einer Redu-
zierung der Stromnebenkosten, stellt die 
Reform des Ausschreibungsmodells eine 
zentrale Stellschraube für die künftige 
Energiepolitik dar. Sie ist notwendig, inso-
fern die Energiewende weiterhin lokal und 
auch demokratisch umgesetzt werden soll. 
Die neue Bundesregierung sendet diesbe-
züglich positive politische Signale.
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